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«Niemand ist wirklich zufrieden»: Schulvertreter fordern bei der Diskussion um die Übertritte neue Ideen
Auch nach der letzten Debatte im Zuger Kantonsrat zeigen sich Lehrpersonen sowie Schulleiterinnen und Schulleiter unzufrieden mit dem geplanten Vorgehen. So geht es jetzt weiter.
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Das Fach Mathematik soll neben Deutsch in den Übertrittprüfungen abgefragt werden.
Der Zuger Regierungsrat will bekanntlich den Zugang zum Langzeitgymnasium besser steuern, sodass mehr Schülerinnen und Schüler den Weg über die Sek wählen. Es herrscht jedoch Uneinigkeit darüber, wie das geschehen soll. Der Regierungsrat forderte eine Übertrittprüfung, was von einem Initiativkomitee bekämpft wurde. Inzwischen hat der Kantonsrat einen Gegenvorschlag ausgearbeitet, den er in zweiter Lesung bestätigt hat. Dieser sieht regelmässige Leistungstests, aber keine einzelne Übertrittprüfung vor.
Bereits vor der zweiten Kantonsratsdebatte zum Thema zeigten sich Exponenten aus der Bildungswelt, namentlich der Lehrerinnen- und Lehrerverein Zug (LVZ) sowie der Verband der Schulleiterinnen und Schulleiter (VSL), unzufrieden mit dem Gegenvorschlag. Das hat sich auch nach der Behandlung im Parlament nicht geändert. Der LVZ zeigt sich enttäuscht, dass «beim Gegenvorschlag diverse Anträge abgelehnt wurden, welche Bedenken aus dem Schulumfeld aufgenommen haben». Auch der VSL hält fest, dass der Gegenvorschlag das Ziel weit verfehle.
Zu hohe Gewichtung und Standardisierung
Für Bedenken sorgen etwa die 20 Prozent, welche die Prüfungen zu den Semesternoten beitragen sollen – deutlich zu viel, findet der LVZ. «Durch die Umrechnung der Tests in Noten erhalten die standardisierten Leistungstests zu viel Gewicht», führt LVZ-Co-Präsident Simon Saxer aus. Auch die Frequenz der Prüfungen sieht der LVZ kritisch, einmal pro Jahr würde genügen – unbenotet versteht sich.

VSL-Präsident Adrian Estermann hingegen weist auf das Problem der Standardisierung hin: Damit alle Schülerinnen und Schüler zur gleichen Zeit den gleichen Test ablegen können, benötige es einen kantonalen Semesterplan. Dies widerspreche jedoch dem Lehrplan 21. Aktuell ist festgehalten, dass die Lernenden per Ende eines Zyklus, also Ende der 2., 6. und 9. Klasse, kantonal auf dem gleichen Stand sein müssen. Ebenso widerspreche ein kantonaler Semesterplan der Idee altersdurchmischter Klassen, wie es sie in Hünenberg gibt, da in den Fächern Deutsch und Mathematik dann doch wieder in Jahrgänge eingeteilt werden müsse.
Strukturelle Gründe in Betracht ziehen
Die Lehrpersonen sähen sich auch ohne Leistungstest – benotet oder unbenotet – in der Lage, «die Eignung für das Langzeitgymnasium zu erkennen», erklärt der LVZ. Der VSL verweist zudem auf den Abbruchanteil der Probezeit an Langzeitgymnasiuen des Kantons Zürich, welcher zuletzt bei 7,2 Prozent lag. In Zug, das zwar keine Probezeit am Langzeitgymnasium kennt, sei dieser Abbruchanteil aufgrund von nicht bestandener Promovierung nach dem ersten Jahr bedeutend tiefer. Laut VSL eine Bestätigung, dass die richtigen Schülerinnen und Schüler ans Langzeitgymnasium verwiesen werden.
Auch weil sich der Kantonsrat gezielt gegen eine Zulassungsquote ausgesprochen habe, könne es nicht «Auftrag der Lehrpersonen sein, weniger Schülerinnen und Schüler dem Langzeitgymnasium zuzuweisen», so der LVZ. Mit der neuen Kantonsschule in Rotkreuz gäbe es keinen Grund, plötzlich weniger Schülerinnen und Schüler an das Gymnasium zu lassen.
Vielmehr sollten die strukturellen Gründe für die hohe Gymi-Nachfrage in Betracht gezogen werden: Der VSL verweist auf die gesellschaftliche Zusammensetzung des Kantons Zug. Diese sei von überaus gut ausgebildeten Personen geprägt, welche für ihre Kinder mindestens einen ähnlichen Status, wenn nicht höher, wünschen. Zudem leben im Kanton Zug viele Expats, welche oftmals nur den Weg über das Gymnasium kennen würden.
Kein Referendum geplant
Werden der LVZ oder der VSL ein Referendum gegen den Entscheid des Kantonsrats ergreifen? Nein, heisst es seitens der beiden Organisationen. Eine Abstimmung würde das Problem nicht lösen, so der VSL. «Mit dem Vorschlag des Bildungsrats, der Initiative zur Beibehaltung des prüfungsfreien Übertritts und dem kontrovers diskutierten Gegenvorschlag zeigt sich, dass niemand wirklich zufrieden ist», erklären sie.
Nach dem grossen Hin und Her verlangt der VSL nun neue Ideen: «Eine Möglichkeit wäre es, wie in anderen Kantonen das Gymi erst nach dem 9. Schuljahr anzubieten. Damit würden alle Jugendlichen die Berufswahlvorbereitung durchlaufen und könnten erkennen, dass der Weg über die Berufslehre an die Hochschule für viele Berufe zusätzliche Vorteile mit sich bringt.»
Wie geht es jetzt weiter? «Der Gegenvorschlag wird – unter dem Vorbehalt des Volksreferendums zum Gesetz», erklärt der Zuger Bildungsdirektor Stephan Schleiss auf Nachfrage. Die Frist für ein Referendum laufe noch bis am 9. Dezember. Die Zuweisung zum Langzeitgymnasium würde demnach durch die Vornoten, die Lehrpersonen-Empfehlung und die neuen Prüfungen bestimmt werden. Jedoch könne noch nicht gesagt werden, auf wann die Prüfungen eingeführt werden.

